
 

Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungsplans „1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen“ Seite 1 

Landkreis:  Schwäbisch Hall 
Gemeinde:  Michelbach an der Bilz 
Gemarkung:  Michelbach 

Vorhabenbezogener Bebauungsplan gem. § 12 BauGB und örtliche Bauvorschriften „1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen“   
- Aufstellung im beschleunigten Verfahren nach § 13a BauGB - Vorlage zur Gemeinderatssitzung am 17.03.2025 

Eingegangene Anregungen anlässlich der frühzeitigen Behörden- und Öffentlichkeitsbeteiligung vom 01.07.2024 – 02.08.2024: 

Anregungen von Inhalt der Anregungen Stellungnahme der Verwaltung bzw. Beschlussvorschlag 

01. terranets bw GmbH 

vom 24.06.2024 

Die automatisierte Prüfung der von Ihnen in der BIL-Anfrage angege-
benen äußeren Grenzen Ihrer geplanten Baumaßnahme hat ergeben, 
dass die Anlagen der terranets bw GmbH nicht betroffen sind. 

Kenntnisnahme. 

  Sollten sich die äußeren Grenzen Ihrer Baumaßnahme verändern oder 
die Baumaßnahme erst nach Ablauf der Gültigkeit dieses Bescheides 
stattfinden ist eine erneute Anfrage erforderlich. 

Kenntnisnahme. 

02. Zweckverband Wasserversor-
gung Nordostwürttemberg 
(NOW) 

vom 28.06.2024 

Der Zweckverband Wasserversorgung Nordostwürttemberg (NOW) 
wurde gebeten, zum Bebauungsplan „1. Änderung Taubenhalde/ 
Stauchwasen“, Stellung zu nehmen. 

 

 Im betreffenden Plangebiet in Michelbach an der Bilz befinden sich 
keine Anlagen beziehungsweise Fernwasserleitungen der NOW. 

Kenntnisnahme. 

  Vielen Dank für die Beteiligung am Verfahren.  

03. Netze BW GmbH 

vom 01.07.2024 

Die Netze BW ist in diesem Gebiet nicht der Netzbetreiber. 

 

Kenntnisnahme. 

04. Stadtverwaltung Gaildorf 

vom 01.07.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung am Verfahren. 

Aufgaben der Stadt Gaildorf werden durch die Planung nicht berührt. 
Die Stadt Gaildorf hat deshalb keine Bedenken und Anregungen. 

 

Kenntnisnahme. 

05. TransnetBW GmbH 

vom 03.07.2024 

Wir haben Ihre Unterlagen dankend erhalten und mit unserer Leitungs-
dokumentation abgeglichen. 

Kenntnisnahme. 

 Im geplanten Geltungsbereich des Bebauungsplanes „1. Änderung 
Taubenhalde/Stauchwasen“ in Michelbach an der Bilz betreibt und 
plant die TransnetBW GmbH keine Höchstspannungsfreileitung. 

Kenntnisnahme. 

  Daher haben wir keine Bedenken und Anmerkungen vorzubringen.  Kenntnisnahme. 

  Eine weitere Beteiligung am Verfahren ist nicht erforderlich. 

Für Rückfragen stehen wir Ihnen trotzdem gerne zur Verfügung. 

Kenntnisnahme. Keine weitere Beteiligung. 
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Anregungen von Inhalt der Anregungen Stellungnahme der Verwaltung bzw. Beschlussvorschlag 

06. Gemeinde Rosengarten 

vom 04.07.2024 

Die Gemeinde Rosengarten bedankt sich für die Beteiligung in o.g. 
Verfahren und teilt mit, dass keine Einwände bestehen. 

Kenntnisnahme. 

07. Handwerkskammer Heilbronn-
Franken 

vom 08.07.2024 

Gegen den im Betreff genannten Bebauungsplan werden von Seiten 
der Handwerkskammer keine Bedenken erhoben. 

Kenntnisnahme. 

08. Eisenbahn Bundesamt 

vom 10.07.2024 

Ihr Schreiben ist am 01.07.2024 beim Eisenbahn-Bundesamt einge-
gangen und wird hier unter dem o. a. Geschäftszeichen bearbeitet. Ich 
danke Ihnen für meine Beteiligung als Träger öffentlicher Belange. 

Kenntnisnahme. 

  Das Eisenbahn-Bundesamt ist die zuständige Planfeststellungsbe-
hörde für die Betriebsanlagen und die Bahnstromfernleitungen (Eisen-
bahninfrastruktur) der Eisenbahnen des Bundes. Es prüft als Träger 
öffentlicher Belange, ob die zur Stellungnahme vorgelegten Planungen 
bzw. Vorhaben die Aufgaben nach § 3 des Gesetzes über die Eisen-
bahnverkehrsverwaltung des Bundes berühren. 

Kenntnisnahme. 

  Die Belange des Eisenbahn-Bundesamtes werden in der Planung aus-
reichend berücksichtigt. Insofern bestehen keine Bedenken. 

Kenntnisnahme. 

09. Vodafone West GmbH 

vom 12.07.2024 

Wir bedanken uns für Ihr Schreiben vom 28.06.2024.  

 Ihre Anfrage wurde zur Weiterbearbeitung an die zuständige Fachab-
teilung weitergeleitet, die sich bei Bedarf mit Ihnen zu gegebener Zeit 
in Verbindung setzen wird. 

Kenntnisnahme. 

  Vor Baubeginn sind aktuelle Planunterlagen vom ausführenden Tief-
bauunternehmen anzufordern. 

Kenntnisnahme und Beachtung bei der Ausführungsplanung.  

  Unsere kostenlosen Planauskünfte sind erreichbar via Internet über 
die Seite: 

https://www.vodafone.de/immobilienwirtschaft/hilfe/planauskunft/in-
dex.html 

Dort kann man sich einmalig registrieren lassen und Planauskünfte 
einholen. 

Kenntnisnahme. 

  Bitte beachten Sie: 

Es müssen aktuell immer zwei Planauskünfte für Bestandsnetz der Vo-
dafone Deutschland GmbH und Vodafone GmbH / Vodafone West 
GmbH angefordert werden. 

 

Kenntnisnahme und Beachtung. Es wurden die zentrale Planung Vo-
dafone und Vodafone Management beteiligt. 

  Herzlichen Dank!  
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  Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Bitte geben Sie 
dabei immer unsere obenstehende Vorgangsnummer an. 

 

  Bitte beachten Sie: 

Bei einer Stellungnahme, z.B. wegen Umverlegung, Mitverlegung, 
Baufeldfreimachung, etc. oder eine Koordinierung/Abstimmung zum 
weiteren Vorgehen, dass die verschiedenen Vodafone-Gesellschaften 
trotz der Fusion hier noch separat Stellung nehmen. Demnach gelten 
weiterhin die bisherigen Kommunikationswege. Wir bitten dies für die 
nächsten Monate zu bedenken und zu entschuldigen. 

 

Kenntnisnahme. 

10. Stadtwerke Schwäbisch Hall 

vom 17.07.2024 

Bezüglich des Bebauungsplans „1. Änderung Taubenhalde/Stauch-
wasen“ bestehen seitens der Stadtwerke Schwäbisch Hall keine Be-
denken. 

Kenntnisnahme. 

  Der Planbereich ist grundsätzlich mit Erdgas und Strom erschlossen. Kenntnisnahme. 

  Für evtl. auszuführende Arbeiten im Zuge der Neuerschließung, müs-
sen Arbeiten zur Baufeldfreimachung durchgeführt werden. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten um rechtzeitige Beteiligung an weiteren Planungen, da das 
Versorgungsnetz grundsätzlich verstärkt werden muss. 

Kenntnisnahme und Beachtung. 

11. REGIERUNGSPRÄSIDIUM 
FREIBURG 
Landesforstverwaltung Baden-
Württemberg 

Referat 83 - Waldpolitik und Kör-
perschaftsforstdirektion 

vom 19.07.2024 

Im Rahmen der Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffent-
licher Belange nach § 4 Abs. 1 BauGB, baten Sie um Stellungnahme 
der höheren Forstbehörde am Regierungspräsidium Freiburg zum vor-
habenbezogenen Bebauungsplan und örtlicher Bauvorschriften „1. Än-
derung Taubenhalde/Stauchwasen“ in Michelbach an der Bilz. 

 

 Innerhalb des Plangebietes des o. g. Vorhabens liegt kein Wald im 
Sinne von § 2 LWaldG. Ebenso ist eine indirekte Betroffenheit von 
Waldflächen (z. B. Waldabstand, Ausgleichsmaßnahmen) anhand der 
zur Verfügung gestellten Unterlagen derzeit nicht erkennbar. Insofern 
sind forstrechtliche/-fachliche Belange von dem im Betreff bezeichne-
ten Vorhaben nicht berührt. 

Kenntnisnahme. 

  Im weiteren Verfahren ist eine Beteiligung der Forstverwaltung nur 
dann erforderlich, wenn mögliche Planänderungen in ihren Auswirkun-
gen Waldflächen betreffen können (z. B. externe Ausgleichsmaßnah-
men im Wald). 

Kenntnisnahme. Waldflächen sind nicht betroffen. Keine weitere Be-
teiligung. 

  Die zuständige untere Forstbehörde am Landratsamt Schwäbisch Hall 
erhält Kenntnis hiervon. 

Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 

Kenntnisnahme. 
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12. Regionalverband Heilbronn-
Franken 

vom 24.07.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung an dem o. g. Verfahren. Wir kommen 
mit Blick auf den geltenden Regionalplan Heilbronn-Franken 2020 zu 
folgender Einschätzung: 

 

 Die vorgelegte Planung stufen wir als nicht regionalbedeutsam ein. Wir 
begrüßen die geplante Nachnutzung und Nachverdichtung im Innen-
bereich. Sie trägt zu einem sparsamen Umgang mit Grund und Boden 
bei. Wir tragen daher keine Bedenken vor. 

Kenntnisnahme. 

  Die in der Begründung beschriebene Kombination von seniorenge-
rechtem Wohnangebot mit ergänzenden Nutzungen wie Bäckerei mit 
Café, Apotheke, Sanitätshaus, Arztpraxen und Büroräumen ist schlüs-
sig. Allerdings passt die offen gestaltete Festsetzung als MU, in dem 
auch ganz allgemein Einzelhandelsbetriebe erlaubt sind, nicht zu dem 
konkret beschriebenen Vorhaben. Wir prüfen, welche Ansiedlungen 
aufgrund von Planfestsetzungen maximal möglich sind. In vorliegen-
dem Fall wären das mehrere Einzelhandelsbetriebe, die ggf. aufgrund 
ihrer Lage eine regionalbedeutsame Agglomeration bilden. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten darum, die Festsetzungen angelehnt an die in der Begrün-
dung beschriebene Ausgestaltung als vorhabenbezogener Bebau-
ungsplan anzupassen, um so die Möglichkeit einer regionalbedeutsa-
men Einzelhandelsagglomeration auszuschließen. 

Der Anregung wird entsprochen. Einzelhandelsbetriebe werden aus-
geschlossen. 

  Wir bitten um Beteiligung im weiteren Verlauf dieses Verfahrens sowie 
gemäß § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB um Mitteilung des Abwägungsergeb-
nisses zu den von uns vorgebrachten Anregungen. Außerdem bitten 
wir um Mitteilung der Rechtsverbindlichkeit der Planung unter Benen-
nung der Planbezeichnung, des Datums und Übersendung einer Plan-
zeichnung, gerne auch in digitaler Form. Die Übersendung einer 
rechtskräftigen Ausfertigung ist nicht erforderlich. 

Kenntnisnahme und weitere Beteiligung. 

  Hierfür bedanken wir uns vorab.  
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13. Regierungspräsidium Freiburg  

Abteilung 9 - Landesamt für Ge-
ologie, Rohstoffe und Bergbau 

Referat 91 - Geowissenschaftli-
ches Landesservicezentrum 

vom 24.07.2024 

Wir übersenden Ihnen unsere Stellungnahme zum o. g. Vorhaben. 

Beachten Sie bitte unser Merkblatt, welches als Anlage beigefügt ist.  

Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. Elektronische 
Post richten Sie bitte an die Poststelle der Abteilung (abtei-
lung9@rpf.bwl.de). 

 

Kenntnisnahme. 

Kenntnisnahme. 

 Vielen Dank für die Beteiligung am oben genannten Planungsvorha-
ben. 

 

  Das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau (LGRB) im Re-
gierungspräsidium Freiburg nimmt auf Grundlage der ihm vorliegen-
den Informationen und seiner regionalen Kenntnisse zu den Aufgaben-
bereichen, die durch das Vorhaben berührt werden, wie folgt Stellung: 

Kenntnisnahme. 

  1. Geologische und bodenkundliche Grundlagen  

  1.1. Geologie 

Die lokalen geologischen Verhältnisse können der digitalen Ge-
ologischen Karte von Baden-Württemberg 1: 50 000 (GeoLa) im 
LGRB-Kartenviewer entnommen werden. Nähere Informationen 
zu den lithostratigraphischen Einheiten bieten die geowissen-
schaftlichen Informationsportale LGRBwissen und LithoLex. 

 

Kenntnisnahme. 

  1.2. Geochemie 

Die geogenen Grundgehalte in den petrogeochemischen Ein-
heiten von Baden-Württemberg sind im LGRB-Kartenviewer ab-
rufbar. Nähere Informationen zu den geogenen Grundgehalten 
sind im geowissenschaftlichen Informationsportal LGRBwissen 
beschrieben. 

 

Kenntnisnahme. 

  1.3. Bodenkunde 

Da ausschließlich Böden in Siedlungsflächen vom Planungsvor-
haben betroffen sind, stehen auf Grundlage der Bodenkundli-
chen Karte 1: 50 000 (GeoLa BK50) bzw. der Bodenschätzung 
auf ALK und ALB Basis (2010, vom LGRB vertrieben) keine In-
formationen zur Bodenfunktionsbewertung zur Verfügung. Die 
betroffenen Böden erfüllen trotz ihrer anthropogenen Überprä-
gung wichtige Bodenfunktionen. Daher ist auch in Siedlungsflä-
chen entsprechend § 2 Landes-Bodenschutz- und Altlastenge-
setz (LBodSchAG) auf den sparsamen und schonenden Um-
gang mit Boden zu achten. 

 

Kenntnisnahme und Beachtung. Siehe dazu auch die Festsetzungen 
im Textteil 1.6 . 
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   Mit der zuständigen Unteren Bodenschutzbehörde sollte abge-
stimmt werden, welche konkreten bodenschutzfachlichen Vor-
gaben umzusetzen sind. 

Kenntnisnahme und Beachtung im weiteren Verfahren. 

  2. Angewandte Geologie 

Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als 
Träger öffentlicher Belange keine fachtechnische Prüfung vor-
gelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. Sofern 
für das Plangebiet ein hydrogeologisches bzw. geotechnisches 
Übersichtsgutachten, Detailgutachten oder ein hydrogeologi-
scher bzw. geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin ge-
troffenen Aussagen im Verantwortungsbereich des gutachten-
den Ingenieurbüros. 

 

Kenntnisnahme. 

  2.1. Ingenieurgeologie 

Eine Zulässigkeit der geplanten Nutzung vorausgesetzt, wird 
andernfalls die Übernahme der folgenden geotechnischen Hin-
weise in den Bebauungsplan empfohlen: 

 

Kenntnisnahme. Ein entsprechender Hinweis (Hinweis g) ) wird in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 

   Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vor-
handenen Geodaten im Ausstrichbereich von Festgesteinen der 
Erfurt-Formation (Lettenkeuper) und der Grabfeld-Formation 
(Gipskeuper). Diese werden lokal von Holozänen Abschwemm-
massen mit im Detail nicht bekannter Mächtigkeit überlagert. 

Kenntnisnahme. 

   Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. 
nicht zur Lastabtragung geeignet sind, sowie einem oberflä-
chennahen saisonalen Schwinden (bei Austrocknung) und 
Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen 
Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 

Kenntnisnahme. 

   Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, 
Hohlräume, Dolinen) sind nicht auszuschließen. Sollte eine Ver-
sickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 
wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt 
DWA-A 138 (2005) verwiesen und im Einzelfall die Erstellung 
eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutach-
tens empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der 
Baugrundeigenschaften sowie ggf. von Sulfatgesteinslösung im 
Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versickerungs-
anlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-
Systeme zur Versickerung) Abstand genommen werden. 

Kenntnisnahme. 
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   Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Pla-
nungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 
Gründungshorizonts, zum Grundwasser, zur Baugrubensiche-
rung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstellen wie z. B. 
offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 
Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 
4020 durch ein privates Ingenieurbüro empfohlen. 

Kenntnisnahme. 

  2.2. Hydrogeologie 

Im Bereich des Planungsvorhabens ist zementangreifendes 
Grundwasser aufgrund sulfathaltiger Gesteine nicht auszu-
schließen. Die hydrogeologischen Untergrundverhältnisse kön-
nen u. a. dem Hydrogeologischen Kartenwerk des LGRB (1: 50 
000) (LGRB-Kartenviewer) und LGRBwissen entnommen wer-
den. Aktuell findet im Plangebiet keine Bearbeitung hydrogeolo-
gischer Themen durch das LGRB statt. 

 

Kenntnisnahme. Ein entsprechender Hinweis (Hinweis h) ) wird in den 
Bebauungsplan aufgenommen. 

  2.3. Geothermie 

Informationen zu den oberflächennahen geothermischen Unter-
grundverhältnissen sind im Informationssystem „Oberflächen-
nahe Geothermie für Baden-Württemberg“ (ISONG) hinterlegt. 
ISONG liefert erste Informationen (Möglichkeiten und Ein-
schränkungen) zur geothermischen Nutzung des Untergrundes 
mit Erdwärmesonden und Erdwärmekollektoren. Bitte nehmen 
Sie vor Verwendung des Informationssystems die Erläuterun-
gen zur Kenntnis. 

 

Kenntnisnahme. 

  2.4. Rohstoffgeologie (Mineralische Rohstoffe) 

Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht 
keine Hinweise, Anregungen oder Bedenken vorzubringen. 

 

Kenntnisnahme. 

  3. Landesbergdirektion  

  3.1. Bergbau 

Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach 
den beim Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau vor-
liegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von Altbergbau 
oder künstlich geschaffenen Althohlräumen (bspw. Stollen, Bun-
ker, unterirdische Keller) betroffen. 

 

Kenntnisnahme. 
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  Allgemeine Hinweise 

Anzeige, Übermittlung und Bereitstellung von Geologie-Daten 
nach Geologiedatengesetz (GeolDG) 

 

  Für geologische Untersuchungen und die daraus gewonnenen Daten 
besteht nach den Bestimmungen des Geologiedatengesetzes (Geo-
lDG) eine Übermittlungspflicht gegenüber dem LGRB. Weitere Infor-
mationen hierzu stehen Ihnen im LGRBanzeigeportal zur Verfügung. 

Kenntnisnahme. 

  Weitere Informationsquellen des LGRB im Internet 

Informationen zu den Untergrundverhältnissen sowie weitere raumbe-
zogene Informationen können fachübergreifend und maßstabsabhän-
gig der LGRBhomepage entnommen werden. Bitte nutzen Sie hierzu 
auch den LGRB-Kartenviewer sowie LGRBwissen. 

 

Kenntnisnahme. 

  Insbesondere verweisen wir auf unser Geotop-Kataster. 

Beachten Sie bitte auch unser aktuelles Merkblatt für Planungsträger. 

Kenntnisnahme. 

Kenntnisnahme. 

14. Vodafone West GmbH 

vom 24.07.2024 

Als Träger öffentlicher Belange haben wir die Information bzgl. des 
Neubaugebiet „Michelbach an der Bilz, 1. Änderung Taubenhalde/ 
Stauchwasen" erhalten. 

 

  Für die Interne Zuordnung und weiterer Bearbeitung benötigen wir 
noch folgende Angaben: 

Entsprechende Angaben können zum aktuellen Zeitpunkt noch nicht 
getroffen werden. Der Vorhabenträger wird hiermit darüber informiert. 

   Wann ist der geplante Baubeginn? 
 Für wann ist der Baustart der Erschließungsstraße geplant) (Beginn 

Kanal, Beginn Versorger) 
 Wer ist der Erschließer der geplanten Fläche? (Stadt/Name privater 

Erschließer) 
 Wer bebaut die geplante Fläche? 
 Wie viele Grundstücke/Wohneinheiten umfasst die gesamte Neuer-

schließung? 

 

  Über eine zeitnahe Rückmeldung zu den o.g. Punkten würden wir uns 
freuen.  

Kenntnisnahme. 

  Bitte senden Sie uns darüber hinaus noch die aktuellen Planunterlagen 
zu. Leider konnten wir auf Ihrer Website keinen direkten Ansprechpart-
ner finden, daher bitten wir um Weiterleitung der Mail an die entspre-
chende Abteilung. 

Die Planunterlagen standen während der Beteiligungsfrist im Internet 
zum Download bereit. 

  Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 

Vielen Dank. 

Kenntnisnahme. 
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15. Bauernverband Schwäbisch Hall 
vom 25.07.2024 

In der vorbezeichneten Angelegenheit bedanken wir uns für die Mög-
lichkeit zur Stellungnahme. 

Kenntnisnahme. 

  Zum aktuellen Stand der Planungen bestehen keine grundsätzlichen 
Bedenken. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten um weitere Verfahrensbeteiligung. Kenntnisnahme und weitere Beteiligung. 

16. Vermögen und Bau Baden-Würt-
temberg, Amt Heilbronn 

vom 30.07.2024 

Bezugnehmend auf das beiliegende Schreiben der Käser Ingenieure 
GmbH + Co. KG, Bürostandort Fellbach, vom 28.06.2024 teile ich 
Ihnen mit, dass das Land Baden-Württemberg (Liegenschaftsverwal-
tung), vertreten durch den Landesbetrieb Vermögen und Bau Baden-
Württemberg, Amt Heilbronn, keine Einwendungen gegen den o.g. 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „1. Änderung Taubenhalde/ 
Stauchwasen“ in Michelbach an der Bilz, Michelbach erhebt. 

Kenntnisnahme. 

  Landeseigene Grundstücke der Liegenschaftsverwaltung, sowie Inte-
ressen und Planungen sind hiervon nicht betroffen. 

Kenntnisnahme. 

17. Industrie- und Handelskammer 
Heilbronn-Franken 

vom 31.07.2024 

Wir bestätigen den Eingang Ihrer Nachricht vom 28. Juni 2024 sowie 
den Erhalt der Planunterlagen 

Kenntnisnahme. 

 Unter Bezugnahme auf Ihr Schreiben und nach sorgfältiger Prüfung 
der Unterlagen wird mitgeteilt, dass seitens der IHK keine Anregungen 
oder Bedenken an dem geplanten Vorhaben bestehen. 

Kenntnisnahme. 

18. Regierungspräsidium Stuttgart 

vom 31.07.2024 

Das Regierungspräsidium Stuttgart nimmt als höhere Raumordnungs-
behörde zu der oben genannten Planung folgendermaßen Stellung: 

Kenntnisnahme. 

 Raumordnung 

Alle Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung gem. § 1 Abs. 4 
BauGB anzupassen. Ziele der Raumordnung sind als verbindliche Vor-
gaben, die nicht der Abwägung unterliegen, zu beachten, §§ 3 Abs.1 
Nr. 2 ROG, 4 Abs. 1 S. 1 ROG. Grundsätze und sonstige Erfordernisse 
der Raumordnung sind im Rahmen der Abwägung bei raumbedeutsa-
men Planungen zu berücksichtigen, §§ 3 Abs. 1 Nr. 3 und 4, 4 Abs. 1 
S. 1 ROG. Ein Verstoß gegen die Anpassungspflicht nach § 1 Abs. 4 
BauGB führt zur Unwirksamkeit von Bauleitplänen (vgl. VGH Mün-
chen, Urt. v. 14.12.2016, Az. 15 N 15.1201). 

 

Kenntnisnahme und Beachtung. 
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  In diesem Zusammenhang weisen wir auf die Notwendigkeit hin, die 
Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergrei-
fenden Hochwasserschutz (BRPHV) vom 19. August 2021 zu beach-
ten. Sie ist am 1. September 2021 in Kraft getreten und setzt für den 
Hochwasserschutz Ziele und Grundsätze der Raumordnung fest. In 
deren Anlage, dem Länderübergreifenden Raumordnungsplan für den 
Hochwasserschutz, finden sich u.a. die zu berücksichtigenden Festle-
gungen: 

Kenntnisnahme. In der Begründung wurden Aussagen zum Starkre-
genrisiko ergänzt. 

  Ziff.1.1 (Z) BRPHVAnl: „Bei raumbedeutsamen Planungen und Maß-
nahmen einschließlich der Siedlungsentwicklung sind die Risiken von 
Hochwassern nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 
Daten zu prüfen; dies betrifft neben der Wahrscheinlichkeit des Eintritts 
eines Hochwasserereignisses und seinem räumlichen und zeitlichen 
Ausmaß auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Ferner 
sind die unterschiedlichen Empfindlichkeiten und Schutzwürdigkeiten 
der einzelnen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Prüfung 
von Hochwasserrisiken einzubeziehen.“ 

Kenntnisnahme. 

  Ziff. I.2.1 (Z) BRPHVAnl: „Die Auswirkungen des Klimawandels im Hin-
blick auf Hochwasserereignisse durch oberirdische Gewässer, durch 
Starkregen oder durch in Küstengebiete eindringendes Meerwasser 
sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen einschließlich 
der Siedlungsentwicklung nach Maßgabe der bei öffentlichen Stellen 
verfügbaren Daten vorausschauend zu prüfen.“ 

Kenntnisnahme.  

  Ziff. II.1.1 (G) BRPHVAnl: „Bei raumbedeutsamen Planungen und 
Maßnahmen in Einzugsgebieten nach § 3 Nummer 13 WHG sollen 
hochwasserminimierende Aspekte berücksichtigt werden. Auf eine 
weitere Verringerung der Schadenspotentiale soll auch dort, wo tech-
nische Hochwasserschutzanlagen schon vorhanden sind, hingewirkt 
werden.“ 

Kenntnisnahme. 

  Wir empfehlen eine Auseinandersetzung der Planung mit diesen Zie-
len und Grundsätzen der Raumordnung. 

Entsprechende Aussagen wurden in der Begründung ergänzt. 

  Anmerkung: 

Abteilung 4 – Mobilität, Verkehr, Straßen – meldet Fehlanzeige. 

Abteilung 8 – Landesamt für Denkmalpflege – meldet Fehlanzeige. 

 

Kenntnisnahme. 

Kenntnisnahme. 

  Ansprechpartner in den weiteren Abteilungen des Regierungspräsidi-
ums sind: 
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  Stabsstelle Energiewende, Windenergie und Klimaschutz 

(StEWK) 

Frau Jasmin Wagner, Tel.: 0711-904-12116 

Jasmin.Wagner@rps.bwl.de 

 

 

Kenntnisnahme. 

  Abt. 2 – Referat 24 (Planfeststellungsbehörde) 

Herr Raimund Butscher, Tel.: 0711/904-12420 

Raimund.Butscher@rps.bwl.de 

 

Kenntnisnahme. 

  Abt. 3 Landwirtschaft 

Herr Frank Schied, Tel.: 0711/904-13200 

Frank.Schied@rps.bwl.de 

 

Kenntnisnahme. 

  Abt. 4 Mobilität, Verkehr, Straßen 

Herr Karsten Grothe Tel. 0711/904-14242 

Referat_42_SG_4_Technische_Strassenverwaltung@rps.bwl.de 

 

Kenntnisnahme. 

  Abt. 5 Umwelt 

Frau Birgit Müller, Tel.: 0711/904-15117 

Birgit.Mueller@rps.bwl.de 

 

Kenntnisnahme. 

  Abt. 8 Denkmalpflege 

Herr Lucas Bilitsch, Tel.: 0711/904-45170 

Lucas.Bilitsch@rps.bwl.de 

 

Kenntnisnahme. 

  Hinweis: 

Wir bitten künftig - soweit nicht bereits geschehen - um Beachtung des 
Erlasses zur Koordination in Bauleitplanverfahren vom 11.03.2021 mit 
jeweils aktuellem Formblatt (abrufbar unter https://rp.baden-wuerttem-
berg.de/themen/bauen/bauleitplanung/). 

 

Kenntnisnahme. 

  Zur Aufnahme in das Raumordnungskataster wird gemäß § 26 Abs. 3 
LplG gebeten, dem Regierungspräsidium nach Inkrafttreten des Pla-
nes eine Fertigung der Planunterlagen in digitalisierter Form an das 
Postfach KoordinationBauleitplanung@rps.bwl.de zu senden. Die 
Stadtkreise und großen Kreisstädte werden gebeten, auch den Be-
kanntmachungsnachweis digital vorzulegen. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten darum, am weiteren Verfahren beteiligt zu werden. Kenntnisnahme. 
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19. Deutsche Bahn AG, DB Immobi-
lien 

vom 01.08.2024 

Die Deutsche Bahn AG, DB Immobilien, als von der DB InfraGO AG 
(ehemals DB Netz AG) bevollmächtigtes Unternehmen, übersendet 
Ihnen hiermit folgende Gesamtstellungnahme zu o.a. Planung. 

 

 Gegen die Änderung des o.g. Bebauungsplanes bestehen aus eisen-
bahntechnischer Sicht keine grundsätzlichen Bedenken. Auf die durch 
den Eisenbahnbetrieb und die Erhaltung der Bahnanlagen entstehen-
den Immissionen (insbesondere Luft- und Körperschall usw.) wird vor-
sorglich hingewiesen. 

Kenntnisnahme. Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine 
Geräuschimmissionsprognose erstellt. Die Schienenverkehrsgeräu-
sche wurden nach Schall 03 (5) berücksichtigt. Negative Auswirkun-
gen sind nicht gegeben. 

  Öffentliche Belange der DB AG werden hierdurch nicht berührt. Kenntnisnahme. 

20. Deutsche Telekom Technik 
GmbH, Technik Niederlassung 
Südwest 

vom 06.08.2024 

Vielen Dank für die Beteiligung am Bebauungsplanverfahren. Die Te-
lekom Deutschland GmbH (nachfolgend Telekom genannt) - als Netz-
eigentümerin und Nutzungsberechtigte i. S. v. § 125 Abs. 1 TKG - hat 
die Deutsche Telekom Technik GmbH beauftragt und bevollmächtigt, 
alle Rechte und Pflichten der Wegesicherung wahrzunehmen sowie 
alle Planverfahren Dritter entgegenzunehmen und dementsprechend 
die erforderlichen Stellungnahmen abzugeben. Zu der o. g. Planung 
nehmen wir wie folgt Stellung: 

Kenntnisnahme. 

  Zum Bebauungsplanentwurf haben wir nachfolgende Einwände/Anre-
gungen: 

 

  Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Tele-
kom (siehe beigefügten Lageplan), die bei Baumaßnahmen gesichert 
werden müssen. 

Kenntnisnahme. Eine Neu-/Umverlegung der Telekommunikationsinf-
rastruktur im Zuge der Neuerschließung wird anvisiert. 

  Das ehemalige Betriebsleiterwohnhaus auf dem nordwestlich angren-
zenden Grundstück (FLST 373/1) ist unter anderem über das Flurstück 
366 an die Telekommunikationsinfrastruktur der Telekom angebun-
den. Um diese Anbindung weiterhin zu gewährleisten, bitten wir, den 
rot markierten Bereich im Flurstück 366 nach §9 Abs.1 Nr. 21 BauGB 
als mit einem Leitungsrecht zu Gunsten der Telekom Deutschland 
GmbH, Sitz Bonn zu belastende Fläche festzusetzen. 

Diese Kennzeichnung alleine begründet das Recht zur Verlegung und 
Unterhaltung jedoch noch nicht. 

Im Zuge der vorliegenden Planung wird auch die Erschließung des 
nördlich angrenzenden Wohnhauses neu geregelt. Aus diesem Grund 
wird auf die Festsetzung eines Leitungsrechts bzw. die Eintragung ei-
ner beschränkt persönlichen Dienstbarkeit im Grundbuch verzichtet. 
Eine Neu-/Umverlegung der Telekommunikationsinfrastruktur im Zuge 
der Neuerschließung wird anvisiert. 

  Wir bitten den Eigentümer (=Vorhabenträger), darauf hinzuweisen, 
dass hierfür darüber hinaus die Eintragung einer beschränkten persön-
lichen Dienstbarkeit im Grundbuch mit dem Wortlaut: 
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  "Beschränkte persönliche Dienstbarkeit für die Telekom Deutschland 
GmbH, Bonn, bestehend in dem Recht auf Errichtung, Betrieb, Ände-
rung und Unterhaltung von Telekommunikationslinien, verbunden mit 
einer Nutzungsbeschränkung erforderlich ist. 

 

  Die Aufwendungen der Telekom müssen bei der Verwirklichung des 
Bebauungsplans so gering wie möglich gehalten werden. Deshalb bit-
ten wir, unsere Belange wie folgt zu berücksichtigen: Der Bestand und 
der Betrieb der vorhandenen TK-Linie müssen weiterhin gewährleistet 
bleiben. 

Kenntnisnahme. Eine Neu-/Umverlegung mindestens in Teilbereichen 
und der damit verbundene Rückbau der vorhandenen TK-Linien wird 
anvisiert. 

  Bei der Umsetzung des Bebauungsplanes bitten wir nachfolgende Hin-
weise zu beachten: 

 

  Durch die Nachverdichtung des Gebietes wäre im Fall einer Anbindung 
der neuen Gebäude an die vorhandene Telekommunikationsinfra-
struktur der Telekom die Verlegung neuer Telekommunikationslinien 
innerhalb und außerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungspla-
nes erforderlich. Bitte informieren Sie daher den Investor, dass er sich 
diesbezüglich frühestmöglich mit unserem Vertrieb (Ansprechpartner: 
Herr Rößling Tel.: +49 6201 258647, Mail: kurt.roessling@telekom.de) 
in Verbindung setzt. 

Kenntnisnahme. 

  Nur so können wir rechtzeitig unsere Planung und unser Leistungsver-
zeichnis erstellen und Absprachen bezüglich eines koordinierten, wirt-
schaftlichen Bauablaufs vornehmen. 

Kenntnisnahme. 

  Im o. a. Plangebiet befinden sich Telekommunikationslinien der Tele-
kom. Die Lage der TK-Linien ist aus dem beigefügten Lageplan er-
sichtlich. Die TK-Linien sind bei der Baumaßnahme entsprechend zu 
sichern. 

Kenntnisnahme. 

  Vor Abriss bestehender Gebäude sind die Hausanschlüsse fachge-
recht durch die Telekom zurückbauen zu lassen. 

Kenntnisnahme. 
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  Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen 
vorhandener Telekommunikationslinien vermieden werden und aus 
betrieblichen Gründen (z. B. im Falle von Störungen) der ungehinderte 
Zugang zu den Telekommunikationslinien jederzeit möglich ist. Insbe-
sondere müssen Abdeckungen von Abzweigkästen und Kabelschäch-
ten sowie oberirdische Gehäuse so weit freigehalten werden, dass sie 
gefahrlos geöffnet und ggf. mit Kabelziehfahrzeugen angefahren wer-
den können. Es ist deshalb erforderlich, dass sich die Bauausführen-
den vor Beginn der Arbeiten über die Lage, der zum Zeitpunkt der Bau-
ausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der Telekom in-
formieren. Die Kabelschutzanweisung der Telekom ist zu beachten. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten um die Zusendung des Abwägungsergebnisses zur abgege-
benen Stellungnahme sowie um Mitteilung über die Rechtskräftigkeit 
des Bebauungsplanes. Gerne können Sie dies an unsere o. g. Mail-
Adresse schicken. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten Sie, die Ihnen überlassenen Planunterlagen nur für interne 
Zwecke zu benutzen und nicht an Dritte weiterzugeben. 

Kenntnisnahme. 

  Für Rückfragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung.  

21. Stadt Schwäbisch Hall 

vom 06.08.2024 

Herzlichen Dank für die Beteiligung am Verfahren „1. Änderung Tau-
benhalde/Stauchwasen” als Grundlage für eine Entwicklung eines ge-
mischt genutzten Quartiers am Rande des Ortsteils Gschlachtenbret-
zingen. 

 

  Als verfahrensleitende Stelle für die Vereinbarte Verwaltungsgemein-
schaft Schwäbisch Hall (VWG) weisen wir darauf hin, dass sich das 
Planungsgebiet im rechtskräftigen Flächennutzungsplan innerhalb ei-
ner Fläche für gewerbliche Nutzungen befindet. 

Kenntnisnahme. Der Flächennutzungsplan wird im Wege der Berichti-
gung angepasst. 

  Da die VVG über nur noch wenige gewerbliche Flächen im Flächen-
nutzungsplan verfügt, besteht ein dringlicher Bedarf zur Ausweisung 
zusätzlicher gewerblicher Flächen innerhalb der VVG, was zuletzt 
durch die 18. Änderung des Regionalplans HeilbronnFranken 2020 
„Weiterentwicklung der Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und 
Dienstleistungseinrichtungen“ vom 26.02.2021 festgestellt wurde. Für 
eine Ausweisung weiterer gewerblicher Flächen muss zunächst der 
Flächennutzungsplan der VVG fortgeschrieben oder gar neu aufge-
stellt und anschließend verbindliche Bauleitpläne aufgestellt werden, 
um eine weitere gewerbliche Entwicklung in der VVG zu ermöglichen. 
Angesichts der damit verbundenen Planungszeiträume ist also erst 
mittelfristig mit neuen Bauflächen für Gewerbebetriebe zu rechnen. 

Kenntnisnahme. Das Plangebiet liegt außerhalb dieser im Regional-
plan ausgewiesenen Schwerpunkte für Industrie, Gewerbe und Dienst-
leistungseinrichtungen. 

Innerhalb der Gemeinde Michelbach ist die Nachfrage nach gewerbli-
chen Bauflächen/Immobilien eher gering. Das zeigt auch die lange 
Verfügbarkeit am Immobilienmarkt dieser Gewerbebrache. Daher be-
fürwortet die Gemeinde die hier gegenständige Planung. 
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  Vor diesem Hintergrund wird angeregt, die Umwandlung von Gewer-
beflächen hin zu einer Wohn- oder Mischnutzung noch einmal kritisch 
im Hinblick auf den oben genannten Sachverhalt zu prüfen. 

Kenntnisnahme. Der geplante Mix aus Wohnen, nicht störendem Ge-
werbe und Dienstleistungseinrichtungen stellt ein geeignetes Binde-
glied zwischen der bereits vorhandenen Wohnbebauung im Westen 
und der Gewerbebebauung im Osten dar. 

22. Umweltzentrum Kreis Schwä-
bisch Hall 

vom 15.08.2024 

Vielen Dank für die Anhörung und Verlängerung der Anhörungsfrist. 
Bitte entschuldigen Sie die verspätete Abgabe. Im Namen der aner-
kannten, uns angeschlossenen Naturschutzvereine sowie von NABU- 
und BUND-Landesverband B.-W. äußern wir uns zu dem Vorhaben im 
Auftrag des Landesnaturschutzverbandes wie folgt: 

Kenntnisnahme. 

  Grundsätzlich befürworten wir die Nutzung derartiger bestehender und 
nun freiwerdender Gewerbeflächen. Also von daher grundsätzlicher 
Zustimmung. 

Kenntnisnahme. 

  Ein Problem besteht allerdings hinsichtlich des auch vom Gutachter 
festgestellten hochwertigen Grünlandes, das die überbauten Bereiche 
umgibt. Neben den im Artenschutz-Zwischenbericht angeführten Arten 
haben wir trotz der fortgeschrittenen Jahreszeit noch weitere Zähl- und 
Kennarten für eine LRT-6510-Magerwiese gefunden wie die Wilde 
Möhre, den Schneckenklee, Spitzwegerich, Scharfer Hahnenfuß und 
Wiesen-Bärenklau. Die Mindestartenzahl wird also bei Weitem er-
reicht. 

Magerkeitszeiger wie Möhre, Hornklee, Wiesenflockenblume und Wie-
sensalbei haben einen hohen Deckungsgrad, Stör- und Stickstoffzei-
ger gibt es nur wenige. Nur in der nördlichen Wiesenfläche wurde ir-
gendwann einmal Luzerne eingebracht, welche dort den Wert etwas 
mindert. 

Insgesamt erfüllen überwiegende Teile des Grünlands also eindeutig 
die Bedingungen einer LRT-6510-Lebensraums mittlerer Qualität. Ent-
sprechend stark war auch das Vorkommen von Wildbienen, Fliegen 
und Grashüpfern. Unabhängig von den weiteren Ergebnissen und 
selbst, wenn dieses Faktum innerhalb ausgewiesener Baugebiete 
nicht gilt, sind wir der Ansicht, dass dies bei der weiteren Planung be-
rücksichtigt werden sollte, z.B. indem die neuen Grünanlagen ver-
pflichtend als "Blumenwiese" (z.B. von Rieger-Hofmann) angelegt und 
auch entsprechend gepflegt werden. 

Kenntnisnahme und entsprechende Beachtung. 

Anhand der Vegetationskartierung Ende März und September 2024 
wurde die nördliche Wiesenfläche des Plangebiets als Biotop-Typ 
33.43 Magerwiese mittlerer Standorte eingestuft und muss als FFH-
LRT 6510 Magere Flachland-Mähwiese bewertet werden. Für die In-
anspruchnahme der Fläche erfolgt ein gleichwertiger Ausgleich.  

Die anderen Wiesenflächen entsprechen nach den Ergebnissen dem 
Biotop-Typ 33.41 Fettwiese mittlerer Standorte. Da es sich um sehr 
hochwertige, blütenreiche Wiesen handelt, soll im Rahmen der Freiflä-
chengestaltung zur Förderung von Wildtieren auf eine naturnahe Ge-
staltung mit blütenreichen Flächen Wert gelegt werden. Dies soll ver-
bindlich und verbunden mit einem festgelegten Pflegeplan wie ange-
merkt festgesetzt werden. (Siehe Hinweis f) ). 

Die gesamtheitliche Bewertung ist der speziellen Artenschutzprüfung 
vom 20.12.2024 zu entnehmen. 

 

  Ferner hoffen wir, dass die prächtigen Bäume an der Nordseite des 
Areals unbehelligt bleiben. Schön wäre es, wenn das auch für die et-
was jüngere, aber sehr gesunde Linde neben dem zentralen Schotter-
weg gelingen würde. 

Kenntnisnahme. Wo möglich werden vorhandene Bäume erhalten. 
Siehe dazu die Festsetzung im Textteil Nr. 1.6 f) V4 sowie die Darstel-
lungen im Vorhaben- und Erschließungsplan. 
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  Auf den Erhalt der umgebenden Thuja-Hecke legen wir dagegen kei-
nen großen Wert - diese sollte durch eine artenreiche Naturhecke er-
setzt werden. 

Kenntnisnahme.  

  Bitte informieren Sie uns über die Behandlung unserer Eingaben. Kenntnisnahme. 

23. Landratsamt Schwäbisch Hall 
Bau- und Umweltamt 

vom 15.08.2024 

Zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplans „1. Änderung 
Taubenhalde/Stauchwasen“, in Michelbach an der Bilz, nimmt das 
Landratsamt Schwäbisch Hall, im Rahmen der Beteiligung der Behör-
den und sonstigen Träger öffentlicher Belange, wie folgt Stellung: 

 

  Untere Naturschutzbehörde: 

Der fachgutachterlichen Einschätzung wird gefolgt, dass aufgrund des 
nachgewiesenen Habitatpotenzials im Plangebiet sowie im direkt an-
grenzenden Umfeld eine artenschutzfachliche Kartierung für Vögel 
(insb. Gebäude-, Nischenbrüter), Fledermäuse (Gebäudequartiere 
und Leitstrukturen), Reptilien (Zauneidechse, Zuwanderung in den 
Baubereich aus angrenzenden Habitaten) und Schmetterlinge (Dunk-
ler Wiesenknopf-Ameisenbläuling wegen Vorkommen der Futter- und 
Eiablagepflanze) durchzuführen sind, damit Verbotstatbestände nach 
§ 44 BNatSchG Nr. 1 bis 3 BNatSchG vermieden und entsprechende 
Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen sowie CEF-Maßnahmen 
festgesetzt werden können. Die Vegetationskartierung nach fachlichen 
Standards ist zur Feststellung der Einstufung der Biotoptypenausprä-
gung der Wiesenbereich als gesetzlich geschützte Offenlandbiotope 
(Status als FFH-Mähwiesen) geeignet. 

 

Kenntnisnahme. 

 

  Erst nach Vorlage des abschließenden Berichts der speziellen arten-
schutzrechtlichen Prüfung (saP) mit fachgutachterlicher Bewertung 
usw. kann eine endgütige Stellungnahme abgegeben werden. 

Kenntnisnahme. Die spezielle Artenschutzprüfung liegt mittlerweile vor 
und ist der Begründung (Anlage 2) angefügt. 

  Untere Baurechtsbehörde: 

Aus baurechtlicher Sicht bestehen gegen die Ausweisung des Bebau-
ungsplanes keine grundsätzlichen Bedenken. 

 

Kenntnisnahme. 

  Bei Durchsicht sind allerdings folgende Punkte aufgefallen:  
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  Im Textteil unter Ziffer 1.1 ist unter Art der Nutzung ,,betreutes Woh-
nen" aufgeführt. Dies entspricht nicht dem Wortlaut des § 6a Baunut-
zungsverordnung (BauNVO). 

Soweit die Gemeinde allerdings bei ihren Festsetzungen auf die Bau-
gebiete der BauNVO, auf die PlanzV oder auch auf die Festsetzungs-
möglichkelten nach § 9 zurückgreift, ist sie auch an deren Inhalt ge-
bunden. (Battis/Krautzberger/Löhr/Mitschang, 15. Aufl. 2022 BauGB § 
12 Rn. 68). 

Der Zusatz „und betreutes Wohnen“ hatte eine rein klarstellende Funk-
tion, um dem geplanten Vorhaben Rechnung zu tragen. Nach § 3 Ab-
satz 4 Baunutzungsverordnung gehören zu den in einem Urbanen Ge-
biet zulässigen Wohngebäuden auch solche, die ganz oder teilweise 
der Betreuung und Pflege ihrer Bewohner dienen. Daher kann auf den 
Zusatz „und betreutes Wohnen“ verzichtet werden.  

Der Anregung wird somit entsprochen.  

  Untere Immissionsschutzbehörde: 

Keine Bedenken oder Anregungen. 

 

Kenntnisnahme. 

  Untere Wasser- und Bodenschutzbehörde:  

  Entwässerung 

Im Zuge des weiteren Verfahrens ist die schadlose Beseitigung des 
Niederschlagwassers nachzuweisen. Eine Versickerung hat, aufgrund 
immer weiter fallender Grundwasserstände, hier absoluten Vorrang. 

Die kleinräumige Wasserbilanz ist zu beachten und insbesondere 
oberirdisch offene Elemente der Zentralen Niederschlagswasserbe-
wirtschaftung in die Planung zu integrieren.  

Es wird empfohlen, Einzelheiten der Entwässerungsplanung rechtzei-
tig mit dem Landratsamt, Bau- und Umweltamt, abzustimmen. 

 

Kenntnisnahme. Ein Nachweis wird im Baugenehmigungsverfahren 
erbracht.  

Die festgesetzte Dachbegrünung trägt durch eine Pufferung und Ver-
dunstung des anfallenden Niederschlagswassers positiv zur kleinräu-
migen Wasserbilanz bei. 

Ein entsprechender Hinweis (Hinweis m) ) wird aufgenommen. 

  Hinweise zur Starkregengefahr: 

Die Ergebnisse der vorläufigen Starkregengefahrenkarten des Pro-
jekts „Starkregenrisikomanagement Michelbach an der Bilz“ sind ein-
zubeziehen. Diese zeigen, dass sich bei außergewöhnlichen Starkre-
genereignissen einzelne Wasserflächen am bestehenden Gebäude 
mit einer Tiefe von bis zu 0,5 m bilden können. 

 

In die Begründung werden entsprechende Aussagen aufgenommen. 

  Auf diese Gefährdung wird hiermit hingewiesen. Schadenersatzan-
sprüche für Schäden infolge von Hochwasser sind ausgeschlossen. 

Kenntnisnahme. 

  Es wird darauf hingewiesen, dass entsprechend § 37 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) der natürliche Ablauf wild abfließenden Wassers 
auf ein tieferliegendes Grundstück nicht zum Nachteil eines höher lie-
genden Grundstücks behindert werden darf und der natürliche Ablauf 
wild abfließenden Wassers nicht zum Nachteil eines tieferliegenden 
Grundstücks verstärkt oder auf andere Weise verändert werden darf. 

Kenntnisnahme. 
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  Bodenschutz 

Vorrangig ist anfallendes Bodenmaterial entsprechend seiner Eignung 
einer Verwertung im Bereich des Plangebietes zuzuführen (Erdmas-
senausgleich). Der Erdmassenausgleich ist zu prüfen und im Zuge der 
Planung zu berücksichtigen (Festlegung von Straßen und Gebäudeni-
veaus). Sollte ein Erdmassenausgleich nach erfolgter Prüfung nicht 
bzw. nicht vollständig möglich sein, sind für die nicht verwendbaren 
Aushubmassen entsprechende Entsorgungsmöglichkeiten einzupla-
nen. 

 

Kenntnisnahme. Ein Erdmassenausgleich wird angestrebt.  

Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. Die Planung orien-
tiert sich am vorhandenen Straßenniveau. 

  Auffüllungen außerhalb des Plangebiets bedürfen in jedem Fall einer 
Genehmigung durch das Bau- und Umweltamt. 

Kenntnisnahme. 

  Bei Aushubarbeiten und Bodenbewegungen sind die Vorgaben der 
DIN 19731 zu beachten. Vor Ausbau der abzutragenden Bodenschich-
ten ist der Pflanzenaufwuchs auf der Fläche zu entfernen. Der Ober- 
und Unterboden ist getrennt auszubauen. 

Kenntnisnahme. Ein entsprechender Hinweis (Hinweis i) ) wird aufge-
nommen. 

  Erdbauarbeiten dürfen nur bei trockener Witterung und geeignetem 
Feuchtezustand des Bodens erfolgen. Unbedeckter Boden darf nicht 
mit Radfahrzeugen befahren werden. Falls der Boden zwischengela-
gert wird, ist er zum Schutz vor Verdichtung und Vernässung aufzuhal-
den (max. Mietenhöhe Oberboden 2 m). 

Kenntnisnahme. Ein entsprechender Hinweis (Hinweis i) ) wird aufge-
nommen. 

  Auf Grundlage des § 2 Absatz 3 Landes-Bodenschutz- und Altlasten-
gesetz (LBodSchAG) ist bei Vorhaben, die auf nicht versiegelten, nicht 
baulich veränderten und unbebauten Flächen verwirklicht werden sol-
len und mit einem Einwirken in den Boden auf einer Fläche von mehr 
aus 5.000 m² verbunden sind, ein Bodenschutzkonzept zu erstellen. 

Sofern diese Voraussetzungen für die Erschließungsmaßnahmen ge-
geben sind (Netto-Erschließungsflächen größer 5.000 m²) ist dem 
Landratsamt Schwäbisch Hall – Bau- und Umweltamt, spätestens 6 
Wochen vor Beginn der Baumaßnahme zur Erschließung des Bauge-
bietes ein Bodenschutzkonzept vorzulegen. 

Kenntnisnahme. Es handelt sich um eine Wiedernutzbarmachung ei-
ner Gewerbebrache. Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen 
und somit baulich verändert. Aus Sicht der Gemeinde ist die Erstellung 
eines Bodenschutzkonzepts nicht im Sinne des Gesetzes. 
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  Bodenkundliche Baubegleitung: 

Falls im Zuge der Erschließungsmaßnahmen auf natürliche Böden mit 
einer Fläche von mehr als 1 Hektar eingewirkt wird (Netto-Erschlie-
ßungsfläche), ist zur Überwachung der Umsetzung des Bodenschutz-
konzeptes eine fachkundige bodenkundliche Baubegleitung zu bestel-
len (§ 2 Absatz 3 LBodSchAG). Dem Landratsamt Schwäbisch Hall – 
Nau- und Umweltamt, ist mindestens zwei Wochen vor Beginn der 
Baumaßnahmen zur Erschließung des Baugebietes die bodenkundli-
che Baubegleitung bekanntzugeben. 

 

Kenntnisnahme. Das Plangebiet ist bereits vollständig erschlossen. 

  Altlasten 

Es wird darauf hingewiesen, dass in dem Plangebiet auf dem Flst. Nr. 
366 der Altstandort „Maschinenbau Pfizenmaier & Sünder“ (Objekt-Nr. 
1898) liegt. Es liegen Anhaltspunkte für das Vorliegen einer Altlast ge-
mäß § 3 Abs. 1 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung 
(BBodSchV) vor. Die Dokumentationsunterlagen der historischen Er-
hebungen können bei Bedarf beim Bau- und Umweltamt angefragt 
werden. Bei einer Veränderung der Fläche (z.B. Entsiegelung) muss 
die Situation vor evtl. anstehenden Baumaßnahmen mit einer orientie-
renden Untersuchung nach § 9 Abs. 1 Bundes-Bodenschutzgesetz 
(BBodSchG) neu bewertet werden. Art und Umfang der Arbeiten zur 
orientierenden Untersuchung sind vorab mit dem Bau- und Umweltamt 
abzustimmen. 

 

Kenntnisnahme. Ein entsprechender Hinweis (Hinweis j) ) wird aufge-
nommen.  

  Untere Flurneuordnungs- und Vermessungsbehörde: 

Laufende oder geplante Flurneuordnungsverfahren sind durch den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan „1. Änderung Taubenhalde/ 
Stauchwasen“ in Michelbach an der Bilz nicht berührt. Es werden wei-
terhin keine Bedenken oder Anregungen vorgebracht. 

 

Kenntnisnahme. 

  Straßenbauamt: 

Die Zustimmung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan im Rah-
men der frühzeitigen Beteiligung wird von hier aus in Aussicht gestellt, 
wenn folgende Punkte berücksichtigt werden: 

 

Kenntnisnahme. 
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  1. Nach § 22 Straßengesetz für Baden-Württemberg (StrG) sind im 
Abstand von 15 m längs von Kreisstraßen außerhalb des Er-
schließungsbereichs der Ortsdurchfahrten keinerlei Hochbauten 
und bauliche Anlagen, gemessen vom befestigten Fahrbahn-
rand, zulässig. Der Bebauungsplanbereich befindet sich inner-
halb der Ortsdurchfahrt zu Verknüpfung (OD/V) auch hier gilt 
gemäß dem Straßengesetz für Baden-Württemberg die Anbau-
verbotszone von 15 m. Dies gilt auch für Garagen, Carports, 
Stellplätze, Werbeanlagen, Einfriedungen, Nebenanlagen (alle 
Teile) nach § 14 und 23 BauNVO sowie für verfahrensfreie Vor-
haben nach § 50 LBO. 

Im Vorhabens- und Erschließungsplan sind die Stellplätze aktu-
ell mit einem Abstand von ca. 3,50 m zum Fahrbahnrand der 
Kreisstraße vorgesehen. Aufgrund der beengten Verhältnisse 
im Zusammenhang mit möglichen Ausbauabsichten des vor-
handenen Geh- und Radwegs bitten wir um eine Begründung, 
weshalb hier von der Anbauverbotszone abgewichen werden 
muss. 

Kenntnisnahme. 

Im Vorfeld der weiteren Planung wurde die Unterschreitung des An-
bauabstands mit der unteren Straßenbaubehörde abgestimmt. Seitens 
der Unteren Straßenbehörde wird die Unterschreitung der Anbauver-
botszone durch Stellplätze ohne Photovoltaiküberdachung mitgetra-
gen. Für Stellplätze mit Photovoltaik-Überdachung ist eine weitere Ab-
stimmung/Prüfung notwendig. 

Die Gemeinde befürwortet die Planung. Ausbauabsichten bestehen 
seitens der Gemeinde nicht. Zur Umsetzung der Planung sind die Flä-
chen innerhalb der Anbaubeschränkung als Stellplatzflächen notwen-
dig. Mit den geplanten Gebäuden wird der Anbauabstand eingehalten.  

  2. Die Planung für die Straßenanschlüsse (Ein- und Ausfahrt) ein-
schließlich der erforderlichen Sichtfelder ist frühzeitig mit dem 
Landratsamt Schwäbisch Hall, Straßenbauamt abzustimmen. 
Die erforderlichen Sichtfelder der Ein- und Ausfahrt in die Kreis-
straße sind im zeichnerischen und schriftlichen Teil des Bebau-
ungsplanes zu berücksichtigen und eigentumsrechtlich zu si-
chern. Sie sind von jeder sichtbehindernden Bebauung, Be-
pflanzung, Einfriedung und Benutzung (auch Stellplätze) freizu-
halten, wobei als sichthindernd alle Gegenstände über 0,80 m 
Höhe gemessen über Fahrbahnoberfläche der Kreisstraße bzw. 
Straßenanschlüsse gelten. 

Im Bereich der Einmündung der Industriestraße in die Kreisstraße 
wurde ein Sichtdreieck in die Plandarstellungen aufgenommen und 
durch textliche Festsetzung ergänzt. 

Die bestehende Hecke wird in Teilbereichen zurückgenommen, so-
dass für die Ein-/Ausfahrten ein entsprechendes Sichtfeld gegeben ist. 

  3. Auf die Anlage einer Linksabbiegespur kann derzeit verzichtet 
werden. Falls durch die weitere Entwicklung des Bebauungspl-
angebietes und/oder aus Gründen der Leistungsfähigkeit oder 
Verkehrssicherheit auf der Kreisstraße eine Abbiegespur erfor-
derlich wird, so ist diese auf Kosten der Gemeinde herzustellen. 

Kenntnisnahme. 

  4. Grundsätzlich müssen alle Umgestaltungen des Straßenraums 
weiterhin frühzeitig auf Grundlage von Detailplänen mit dem 
Landratsamt Schwäbisch Hall Straßenbauamt abgestimmt wer-
den. 

Kenntnisnahme. Umgestaltungen des Straßenraums sind nicht ge-
plant. Die öffentlichen Verkehrsflächen liegen außerhalb des Plange-
bereichs. 
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  5. Die Kosten für die Straßenanschlüsse einschließlich der späte-
ren Umgestaltungen hat die Gemeinde als Veranlasser alleine 
zu tragen; hierzu gehören auch die Kosten für ggf. notwendig 
werdende Beschilderung, Fahrbahnmarkierung und falls später 
erforderlich, die Ablösebeträge für die künftigen Er- und Unter-
haltungsmehrkosten im Zuge der Kreisstraße. 

Kenntnisnahme. 

  6. Entlang der Kreisstraße muss ein Zugangs- Zu- und Ausfahrver-
bot im zeichnerischen und schriftlichen Teil des Bebauungspla-
nes dargestellt werden. Von diesem Verbot ist die geplante Ein- 
und Ausfahrt ausgenommen. 

Kenntnisnahme. Eine Entsprechende Festsetzung ist im zeichneri-
schen Teil bereits enthalten. 

  7. Wir bitten zu prüfen, ob mögliche und verkehrssichere Geh- und 
Radwegführungen für den Alltagsverkehr sowie eine ausrei-
chende ÖPNV-Anbindung innerhalb des Plangebiets vorhanden 
sind. Weiterhin bitten wir darum, die weiterführenden Geh- und 
Radwegverbindungen mit in die Planung einzubeziehen. 

Kenntnisnahme. Siehe auch die Stellungnahme der KreisVerkehr 
GmbH Seite 22 mittig. 

  8. Änderungen an der Kreisstraße zu einem späteren Zeitpunkt, 
die zur Sicherheit der Fußgänger und Radfahrer oder der 
ÖPNV-Anbindung erforderlich werden, gehen zu Lasten der Ge-
meinde. 

Kenntnisnahme. 

  9. Abwasser und Oberflächenwasser dürfen der Kreisstraße und 
ihren Entwässerungsanlagen nicht zugeleitet werden. Es ist 
durch geeignete bauliche Anlagen zu sammeln und der Kanali-
sation oder anderweitigen Entwässerungseinrichtungen zuzu-
führen. 

Kenntnisnahme. 

  10. Bei Bepflanzungsmaßnahmen ist darauf zu achten, dass der 
Mindestabstand nach den Richtlinien für passiven Schutz an 
Straßen durch Fahrzeugrückhaltesysteme für zusätzlich ge-
pflanzte Bäume eingehalten wird. 

Kenntnisnahme. 

  11. Anpassungsarbeiten am Kreisstraßengrundstück dürfen von der 
Gemeinde nur in Abstimmung mit der zuständigen Straßenmeis-
terei durchgeführt werden. 

Kenntnisnahme. 

  12. Aufgrabungen oder Veränderungen auf landkreiseigenen Flä-
chen oder an der Kreisstraße, insbesondere für die Verlegung 
von Anschlussleitungen der Ver- und Entsorgung dürfen nur 
nach Abschluss eines Nutzungsvertrages mit dem Landratsamt 
Schwäbisch Hall, Straßenbauamt, vorgenommen werden. 

Kenntnisnahme. 
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  Amt für Mobilität: 

Wir regen an, neben den baurechtlich notwendigen Stellplätzen auch 
Flächen für Fahrradabstellanlagen vorzusehen. 

Besonders bei den Gebäuden 3 und 4 ist dies sinnvoll: für Beschäf-
tigte, Kunden und Besucher. Bei den Gebäuden 1 und 2 wären einige 
Fahrradabstellplätze für Besucher sinnvoll. 

 

Kenntnisnahme.  

  Für Beschäftigte und Besucher regen wir Lademöglichkeiten für E-Au-
tos an. 

Kenntnisnahme. 

  Eine nahe ÖPNV-Haltstelle und ein gut nutzbarer Fußweg dahin wäre 
sinnvoll Besucher:innen und für ältere Bewohner, die noch mobil sind, 
aber nicht allzu weit laufen können und in die Stadt oder zum Bahnhof 
wollen. 

In ca. 100 m Entfernung befindet sich die Haltestelle „Blumenstraße“.  

  Stellungnahme KreisVerkehr GmbH: 

Das Gebiet ist mit der Linie 1 des Stadtbus SHA und der RufBus-Linie 
R10 sehr gut in Richtung Hauptort Michelbach/Bilz sowie in Richtung 
Bahnhof, Hessental und SHA Stadtmitte erschlossen. 

 

Kenntnisnahme. 

  Die beidseitige und inzwischen barrierefrei umgebaute Haltestelle „Mi-
chelbach Blumenstraße“ liegt in unmittelbarer Nähe. Ein barrierefreier 
Zugang zu dieser Haltestelle sollte auf jeden Fall eingeplant werden. 

Kenntnisnahme. 

  Der Stadtbus SHA bittet darum, dass genügend Parkplätze für das 
Neubaugebiet vorgesehen werden, damit nicht parkende Autos den 
Fahrweg der Busse in der Milchgrundstraße behindern. 

Kenntnisnahme. 

  Gesundheitsamt: 

Gegen die Änderung des Bebauungsplans Taubenhalde/Stauch-
wasen gibt es aus Sicht des Gesundheitsamtes keine Einwendungen. 

 

Kenntnisnahme. 

  Im Osten des betreffenden Grundstücks verläuft über eine Ecke des 
Flurstücks 366 eine Wasserleitung, die bei Bauarbeiten nicht beschä-
digt werden darf. 

Kenntnisnahme. Die genaue Lage konnte bis zum jetzigen Zeitpunkt 
nicht ermittelt werden. Ein Hinweis (Hinweis k) ) wird in den Bebau-
ungsplan aufgenommen. 

Ö1 Venta Luft- und Wärmetechnik 
GmbH, Michelbach/Bilz 

vom 15.02.2024 

Wie wir gestern offiziell aus der Presse erfahren haben, soll in unserer 
Nachbarschaft auf dem Flurstück 366 ein größeres Bauprojekt entste-
hen. Es ist geplant, im ersten Bauabschnitt eine Seniorenwohnanlage 
mit 103 Wohneinheiten zu bauen. Dazu ist eine Nutzungsänderung 
des bisherigen Gewerbegebietes in ein urbanes Gebiet nötig. 

 

  Leider wurden wir über Umwege durch ein Gemeinderatsmitglied über 
dieses Projekt informiert. 

Kenntnisnahme. In der Gemeinderatssitzung am 23.01.2024 wurde öf-
fentlich über den Bebauungsplan beraten. 
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  Die Firma VENTA Luft- und Wärmetechnik GmbH hat seinen Firmen-
sitz seit über 60. Jahren in der Gemeinde Michelbach. Wir beschäfti-
gen ca. 50 Mitarbeiter aus allen Regionen und bieten einen krisensi-
cheren Arbeitsplatz für unsere Mitarbeiter und deren Familien. Wie die 
Gemeindeverwaltung weiß, kommen wir auch unserer steuerlichen 
Verpflichtungen nach. 

Kenntnisnahme. 

  Um zukünftige Entwicklungen unserer Firma nicht zu behindern, muss 
Planungssicherheit gewährleistet sein. Wir erwarten eine schriftliche 
Zusicherung der Gemeinde Michelbach, dass die Firma VENTA Luft- 
und Wärmetechnik GmbH wie in ihrem bisherigen so auch in ihrem 
zukünftigen Handeln nicht durch die geplante Nutzungsänderung ein-
geschränkt / behindert / benachteiligt wird. 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Geräuschimmissi-
onsprognose erstellt. Negative Auswirkungen sind für die tatsächliche 
Nutzung wie auch Potentialflächen nicht zu erwarten.  

  Falls es keine derartige Zusicherung für unsere Firma gibt, werden wir 
notwendige Schritte einleiten. 

Kenntnisnahme. 

  Wir bitten, diesen Brief dem Gemeinderat Michelbach Bilz vorzulegen. Kenntnisnahme. 

Ö2 Vetter Gerlach Hartmann 

Rechtsanwälte, Heilbronn 

vom 19.07.2024 

Ordnungsgemäße Bevollmächtigung anwaltlich versichernd, zeigen 
wir an, dass wir die rechtlichen Interessen der VENTA Luft- u. Wärme-
technik GmbH wahrnehmen. 

 

 Bereits mit Schreiben vom 15.02.2024 ist unsere Mandantschaft an die 
Gemeinde Michelbach a.d. Bilz herangetreten und hat Ihre Bedenken 
hinsichtlich des geplanten Seniorenwohnheims geäußert. Die Ge-
meinde beabsichtigt zunächst, einen vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan gem. § 12 BauGB zu erlassen und hat in diesem Zusammen-
hang nun der „Öffentlichkeit“ die Möglichkeit eingeräumt, bis spätes-
tens 02.08.2024 entsprechende Stellungnahmen abzugeben. 

Kenntnisnahme. 

  Von dieser Möglichkelt dürfen wir namens und In Vollmacht unserer 
Mandantschaft hiermit Gebrauch machen: 

Kenntnisnahme. 

  Bekanntlich betreibt unsere Mandantschaft ihr Unternehmen seit mehr 
als 60 Jahren erfolgreich in der Industriestraße 10, 74544 Michelbach 
an der Bilz. Die Firma unserer Mandantschaft ist ein integraler Be-
standteil der örtlichen Wirtschaft und bietet zahlreiche Arbeitsplätze, 
die zur wirtschaftlichen Stabilität der Gemeinde beitragen. Die Ansied-
lung des Unternehmens in diesem Gewerbegebiet erfolgte u.a. unter 
der Prämisse, dass die umliegenden Nutzungen kompatibel und auf 
die Bedürfnisse und Anforderungen eines Gewerbegebiets abge-
stimmt sind. 

Kenntnisnahme.  

Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. Die Planung bildet ein 
geeignetes Bindeglied zwischen bereits vorhandener Wohnnutzung 
und Gewerbenutzung. Dies wird mit der Festsetzung eines urbanen 
Gebiets nachvollzogen.    



 

Eingegangene Stellungnahmen im Rahmen der frühzeitigen Beteiligung des Bebauungsplans „1. Änderung Taubenhalde/Stauchwasen“ Seite 24 

Anregungen von Inhalt der Anregungen Stellungnahme der Verwaltung bzw. Beschlussvorschlag 

  Mit großer Besorgnis nimmt unsere Mandantschaft die Pläne zur Um-
wandlung des benachbarten Grundstücks in ein urbanes Gebiet und 
zur Errichtung einer Seniorenresidenz zur Kenntnis. Es bestehen er-
hebliche Bedenken, dass diese Umwandlung zu zahlreichen Proble-
men führen könnte, die nicht nur das Betriebsklima, sondern auch die 
wirtschaftliche Stabilität unserer Mandantin gefährden könnte. Im Ein-
zelnen möchten wir für unsere Mandantschaft folgende Punkte hervor-
heben: 

Kenntnisnahme.  

  1. Lärmbelästigung  

  Das Unternehmen unserer Mandantin produziert zwangsläufig be-
triebsbedingten Lärm, der in einem Gewerbegebiet zulässig ist. Die 
Errichtung einer Seniorenresidenz mit seiner lärmempfindlichen Be-
wohnerstruktur würde unweigerlich zu Konflikten führen, da sich die 
Bewohner über den Lärm beschweren könnten. Es ist zu befürchten, 
dass die zukünftigen Bewohner des Seniorenwohnheims diesen Lärm 
als störend empfinden. 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Geräuschimmissi-
onsprognose erstellt. Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

  2. Verkehrsbelastung  

  Der Betrieb unserer Mandantschaft erfordert regelmäßigen Schwer-
lastverkehr, der für die Belieferung und den Abtransport von Waren 
notwendig ist. Eine Seniorenresidenz bringt hingegen erhöhtes Ver-
kehrsaufkommen von Besuchern, Pflegepersonal und Dienstleistern 
mit sich. Die erhöhte Verkehrsbelastung könnte zu Verkehrsproblemen 
und Sicherheitsrisiken führen, die nicht nur den Betrieb unserer Man-
dantin behindern, sondern auch das Wohl der Heim-Bewohner gefähr-
den könnten. 

Die Zufahrt zum Betrieb erfolgt über die Industriestraße. Entlang der 
Industriestraße sieht die Planung keine Zu-/Ausfahrt vor, was durch 
das im Bebauungsplan festgesetzte Zu-/Ausfahrtsverbot planungs-
rechtlich unterstrichen wird. Dadurch wird eine Behinderung des Ver-
kehrs größtenteils ausgeschlossen. Insgesamt ist mit einem höheren 
Verkehrsaufkommen zu rechnen. Bei der Industriestraße handelt es 
sich um eine gut ausgebaute Straße. Daher sind keine negativen Aus-
wirkungen zu erwarten.  

  3. Luftemissionen und sonstige betriebliche Immissionen  

  Industrieunternehmen wie das unserer Mandantschaft erzeugen un-
vermeidlich gewisse Luftemissionen und andere betriebliche Immissi-
onen. Die Bewohner eines Altersheims sind besonders empfindlich ge-
genüber solchen Umweltfaktoren, was zu weiteren Beschwerden füh-
ren könnte, die den Betrieb unseres Unternehmens einschränken 
könnten. 

Kenntnisnahme. Auf Grund der windgünstigen Lage des Plangebiets 
hinsichtlich der Ausbreitung luftfremder Stoffe und Geruchsstoffe, der 
geplanten Nutzungsmischung (Wohnnutzung im Westen, nicht stören-
des Gewerbe im Osten) sowie gutachterlicher Erfahrungswerte ist 
nicht zu erwarten, dass die Planung zu Einschränkungen führt. 

  Unsere Mandantin hat sich stets an alle gesetzlichen Vorgaben gehal-
ten und u.a. maßgeblich zur wirtschaftlichen Entwicklung der Ge-
meinde beigetragen. Die geplante teilweise Umwandlung des Gewer-
begebiets in ein urbanes Gebiet und die Errichtung einer Seniorenre-
sidenz auf dem Nachbargrundstück gefährden diese langjährige posi-
tive Entwicklung des Unternehmens unserer Mandantschaft. 
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  4. Sicherstellung des Betriebsablaufs  

  Unsere Mandantschaft muss sicherstellen können, dass ihr Betrieb 
weiterhin uneingeschränkt und ohne zusätzliche Auflagen, fortgeführt 
werden kann. Dies betrifft insbesondere auch die Nutzung von Anlie-
ferungs- und Abholungszonen sowie die Betriebszeiten, die möglich-
erweise nicht mit den Ruhezeiten eines Seniorenwohnheims vereinbar 
sind. 

Im Zuge des Bebauungsplanverfahrens wurde eine Geräuschimmissi-
onsprognose erstellt. Negative Auswirkungen sind nicht zu erwarten. 

  Klarstellend sei noch einmal deutlich erwähnt, dass unsere Mandant-
schaft grundsätzlich nichts gegen das geplante Bauvorhaben/Um-
wandlung in ein urbanes Gebiet einzuwenden hat, möchte jedoch si-
cherstellen, dass ihr bestehender gewerblicher Betrieb durch die Er-
richtung des Seniorenwohnheims nicht beeinträchtigt wird. Daher bit-
ten wir die Gemeinde, im Rahmen der weiteren Planungen und Ent-
scheidungen die oben genannten Punkte angemessen zu berücksich-
tigen und Maßnahmen zu ergreifen, die die Interessen unserer Man-
dantschaft schützen. 

 

  Insbesondere schlagen wir vor, dass:  

   eine umfassende Lärmschutzmaßnahme seitens des Bauvorhabens 
ergriffen wird, um den Lärmpegel für die zukünftigen Bewohner zu 
minimieren. 

Notwendige Lärmschutzmaßnahmen werden entsprechend dem Gut-
achten verpflichtend festgesetzt.  

   verbindliche Regelungen getroffen werden, die sicherstellen, dass 
unsere Mandantschaft im Falle von Beschwerden nicht mit Auflagen 
oder Einschränkungen rechnen muss. 

Kenntnisnahme. Laut Gutachter sind keine negativen Auswirkungen 
zu erwarten. 

   eine klare Abgrenzung und Trennung der unterschiedlichen Nutzun-
gen (Gewerbe und Wohnen) erfolgt, um Konflikte im Vorfeld zu ver-
melden. 

Die Planung wird entsprechend dem Vorhaben- und Erschließungs-
plan umgesetzt. 

  Für unsere Mandantschaft bitten wir Sie daher eindringlich, unsere ge-
äußerten Bedenken bei der Entscheidung über den vorhabenbezoge-
nen Bebauungsplan zu berücksichtigen und die Belange unserer Man-
dantschaft ernst zu nehmen. 

Kenntnisnahme und Berücksichtigung. 

  Wir danken Ihnen im Voraus für die Berücksichtigung der geäußerten 
Bedenken und stehen für Ruckfragen und weitere Abstimmungen 
gerne zur Verfügung. 

Kenntnisnahme. 
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Ö3 Privatpersonen, Michelbach an 
der Bilz 

vom 16.07.2024 

Es erscheint Herr Peter Pfizenmaier, Industriestraße 7, 74544 Michel-
bach an der Bilz und erklärt: 

 

 Auf Grund von Vollmachten von Frau Christa Pfizenmaier und Frau 
Margit Pfizenmaier erhebe ich gegen den ausgelegten Planentwurf mit 
allen seinen Anlagen Einwendungen. 

Kenntnisnahme. 

  Durch die Umsetzung der Planung wird für unser Grundstück Indust-
riestraße 7, Grundstück Flurst. Nr. 373/1 die straßenrechtliche Zuwe-
gung und Zufahrt gänzlich genommen. Dies ergibt sich sowohl auf öf-
fentlich-rechtlicher als auch privatrechtlicher Grundlage. Es wird bean-
tragt, die Planung dahingehend zu ändern, dass weiterhin eine Zuwe-
gung und Zufahrt möglich sind. 

Kenntnisnahme. Zwischen dem Vorhabenträger und dem Eigentümer 
des Flst. NR. 373/1 wurde eine Einigung erzielt. 

  Frau Christa Pfizenmaier und Frau Margit Pfizenmaier sind Eigentü-
mer des Grundstück Flurst. Nr. 373/1 in Gschlachtenbretzingen. 

Kenntnisnahme. 

 

Gefertigt: 
Untergruppenbach, den 27.02.2025 
Käser Ingenieure 
Ingenieurbüro für Vermessung und Planung 


